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ZEITGESPRÄCH

Hans Jürgen Rösner

Globalisierungsdynamik und korporatistische
Verhaltensabstimmung - ein Antagonismus?

Bereits am 23. Januar 1996
hatten sich Bundesregierung,

Spitzenrepräsentanten der Wirt-
schaftsverbände und Gewerk-
schaften im 7. Gespräch zur „Zu-
kunftssicherung und für mehr Be-
schäftigung" beim damaligen Bun-
deskanzler Kohl auf ein „Bündnis
für Arbeit und zur Standortsiche-
rung" verständigt. Der Zweck die-
ser Gespräche sollte darin beste-
hen, daß sich Wirtschaft, Gewerk-
schaften und Politik ihrer Verant-
wortung stellen, im Rahmen ge-
meinsamer Orientierungen eigen-
verantwortlich möglichst eng zu-
sammenzuwirken, um so struktu-
relle Veränderungen zur Wahrung
von Zukunftschancen für Wachs-
tum und Beschäftigung einzulei-
ten. Im einzelnen wurde ange-
strebt, die Rahmenbedingungen
für arbeitsplatzschaffende Investi-
tionen zu verbessern, die Arbeits-
welt stärker investitions- und be-
schäftigungsfördernd zu gestalten,
und schließlich sollten noch die
Impulse für Forschung und Inno-
vation sowie Bildung und Weiter-
bildung verstärkt werden. Nach-
dem diese ersten Bündnisgesprä-
che unter der alten Bundesregie-
rung ohne konkrete Ergebnisse
eher vor sich hin gedümpelt sind,
hat die neugewählte rot'-grüne
Bundesregierung, wie nicht anders
zu erwarten war, diese Initiative
sogleich aufgegriffen und unter
dem Titel „Bündnis für Arbeit, Aus-
bildung und Wettbewerbsfähig-
keit" bereits am 7. Dezember 1998
fortgeführt. Angesichts der nach
wie vor ungelösten Beschäfti-
gungsproblematik stehen auch ge-
genwärtig neue Gesprächsrunden
auf der Agenda. .

Korporatistische Traditionen

Damit scheint sich eine in
Deutschland historisch weit zu-
rückreichende Tendenz fortzuset-
zen, zur Bewältigung großer Her-
ausforderungen, wie zum Beispiel
nach den Niederlagen von 1918
und 1945 sowie 1967 angesichts
der ersten Nachkriegsrezession
am Ende der Wirtschaftswunder-
jahre, auf korporatistische Verhal-
tensabstimmung zurückzugreifen.
Der Leitgedanke, daß sich die
Hauptverantwortlichen von Politik
und Wirtschaft durch Gespräche
„am runden Tisch der Vernunft"
auf ein gemeinschaftliches Kon-
fliktlösungsmuster verständigen
sollten, scheint zunächst etwas
Bestechendes für sich zu haben
und auch mit einer in der Bevöl-
kerung verbreiteten Grundstim-
mung in Einklang zu stehen.

Ungeachtet der Unzufriedenheit
mit vielen wirtschaftspolitischen
Entscheidungen, scheint der Glau-
be an die politische Machbarkeit
gewünschter ökonomischer Er-
gebnisse in der deutschen Öffent-
lichkeit noch weitgehend ungebro-
chen zu sein. Wie Umfrageergeb-
nisse immer wieder zeigen, ist die
Bevölkerung in ihrer großen Mehr-
heit nach wie vor stark von der
Erwartung kontinuierlich steigen-
der Arbeitseinkommen und be-
ständiger Verbesserung sozialer
Wohltaten geprägt, wohingegen
Einsichten in ökonomische Sach-
zwänge sich dagegen nur allmäh-
lich durchsetzen können. Dies ist
angesichts der Alltagserfahrungen
der jetzigen Erwerbstätigengene-
ration insgesamt auch wenig ver-
wunderlich: Arbeitszeitverkürzun-

gen mit nahezu vollem Lohnaus-
gleich, frühzeitiger Ausstieg aus
der Erwerbstätigkeit bei ungekürz-
tem Rentenanspruch sowie das
mit den letzten Bundestagswahlen
verbundene Versprechen, bereits
erfolgte Kürzungen im Sozialbe-
reich wieder zurückzunehmen,
schienen zu suggerieren, man
könne im Grunde genommen so
weitermachen wie bisher, nur eben
irgendwie anders.

Diese in der Bevölkerung ange-
sichts der aktuellen Heraus-
forderungen durch Globalisierung
und Massenarbeitslosigkeit nach
wie vor offenbar verbreitete
„Wasch-mir-den-Pelz-atjer-mach-
mich-nicht-naß-Haltung"\schafft
Erwartungen, denen eine korpora-
tistische Verhaltensabstimmung
schwerlich genügen können wird,
zumal sich einige Grundkonstan-
ten der Politikgestaltung inzwi-
schen geändert haben. Im histori-
schen Rückblick erscheint die
Nachkriegsepoche von 1945 bis
etwa zum Ende der siebziger Jah-
re als ein „goldenes Zeitalter"
(Hobsbawn) staatlicher Regulie-
rung, in dem Sozialpolitiker und
Tarifpartner gemeinsam den Ein-
satz des Faktors Arbeit mit einem
immer dichter werdenden Netz ge-
setzlicher und tarifvertraglicher
Vorgaben eingesponnen haben.

Beteiligung der Gewerkschaften

Insbesondere für die gewerk-
schaftliche Interessenvertretung
hat sich daraus oftmals ein gera-
dezu symbiotisches Zusammen-
wirken ergeben, mit dem tarifliche
Errungenschaften durch arbeits-
marktpolitische und sozialpoliti-
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sehe Maßnahmen ergänzt und zu
arbeits- und sozialrechtlich abge-
sicherten Besitzständen erhoben
werden konnten. Zudem ließen
sich auf diesem Wege nicht nur
Anpassungslasten und Konse-
quenzen tarifpolitischer Fehlent-
scheidungen auf die Sozialver-
sicherungen abwälzen, sondern
zugleich Freiräume für tarifpoli-
tische Forderungen, wie zum
Beispiel Arbeitszeitverkürzungen
und Frühverrentungsprogramme,
schaffen, mit denen die Gewerk-
schaften ihren Gestaltungsan-
spruch und ihre Existenzberechti-
gung offensichtlich machen konn-
ten.

Für die Gewerkschaften ist eine
Beteiligung an einer korporatisti-
schen Verhaltensabstimmung so-
mit immer dann sinnvoll, wenn ihre
politische Machtposition vermeint-
lich oder tatsächlich stärker ist als
ihre wirtschaftliche Machtposition.
Es bietet sich dann an, auf politi-
schem Wege durchzusetzen, was
durch tarifliche Vereinbarungen
nicht durchsetzbar wäre. In dieser
Hinsicht sind die Gewerkschaften
in jüngster Zeit auch durchaus er-
folgreich gewesen: die Kürzung
der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall wurde ebenso zurück-
genommen wie die erleichter-
ten Kündigungsregelungen, das
Schlechtwettergeld wurde wieder
eingeführt, die ursprüngliche Ent-
senderichtlinie wurde durch das
Arbeitnehmerentsendegesetz er-
neuert und bekräftigt, die Möglich-
keit einer auf Konsens gegründe-
ten Allgemeinverbindlichkeitser-
klärung von Seiten des Arbeits-
ministers wurde zu einer verfas-
sungsrechtlich bedenklichen Ver-
ordnungsermächtigung erweitert.

Es ist deshalb wenig verwun-
derlich, daß die Gewerkschafts-
führung mit ihrer Forderung nach
einer vollen „Rente mit 60" die
Bündnisgespräche in genau dieser

Richtung fortgesetzt sehen möch-
te. Allerdings ist ebenso offen-
sichtlich, daß die Politik, selbst
wenn sie damit weitermachen
wollte, angesichts der prekären
Finanzlage dazu doch immer weni-
ger in der Lage ist. Wenn aber die
Möglichkeit entfällt, durch korpo-
ratistische Bündnisgespräche Ent-
scheidungen, über die sich die
Sozialpartner selber nicht einigen
können oder wollen, wie zum Bei-
spiel die Reform des Tarifsystems,
mit Hilfe der Politik zu Lasten
Dritter „auszuliquidieren", so ist
aus gewerkschaftlicher Sicht eine
weitere Beteiligung sinnlos gewor-
den.

Erfahrungen im Ausland

Nun sind Bündnisse für Arbeit
keine deutsche Erfindung. In einer
Reihe europäischer Länder sind in
den vergangenen Jahren Abkom-
men geschlossen worden, an'de-
nen Regierung, Arbeitgeberver-
bände und Gewerkschaften betei-
ligt gewesen sind. Entstanden sind
dabei neue vertragliche Verpflich-
tungsverhältnisse ^zwischen Ver-
bänden, zum Beispiel über Lohn-
mäßigung, Ausbildungsplatzange-
bote, ein flexibleres Arbeitsrecht
und Veränderungen der Steuer-
und Sozialsysteme, die dazu bei-
tragen sollen, das jeweilige Land
im europäischen und .globalen
Standortwettbewerb zu stärken
und seine Arbeitsplätze zu sichern.

Vor allem kleinere Länder schei-
nen zu solchen korporatistischen
Abkommen zu neigen. Neben dem
bekannten holländischen Beispiel
sind vor allem beschäftigungspoli-
tisch wirksame Bündnisse in Por-
tugal, Irland und Finnland zustan-
de gekommen, wobei freilich offen
bleiben muß, wie weit diese Er-
folge auch der disziplinierenden
Wirkung der Maastricht-Kriterien
zu verdanken sind/Trotzdem kann
insgesamt festgehalten werden,

daß ein funktionales Zusammen-
wirken zwischen einer Reform der
Steuer- und Sozialsysteme sowie
der Tarifpolitik für den Erfolg dieser
Bündnisinitiativen ausschlagge-
bend gewesen ist. Damit stellt sich
die Frage, warum in anderen Län-
dern gelingt, was in Deutschland
so offensichtlich nicht (mehr) zu
gelingen scheint. • • • •

Abgesehen von den unter-
schiedlichen Formen und landes-
spezifischen Inhalten dieser Bünd-
nisgespräche, die sich oftmals so
nicht auf deutsche Verhältnisse
übertragen lassen, scheint das. ei-
gentliche Erfolgsgeheimnis darin
bestanden zu haben, daß den
Herausforderungen durch den zu-
nehmenden Standortwettbewerb
nicht, wie das in .Deutschland bis-
lang' überwiegend der Fall gewe-
sen ist, mit einer defensiven, auf
Konservierung der bestehenden
Strukturen gerichteten Politik, son-
dern mit einem aktiven Eingehen
sowohl auf die Risiken als auch auf
die sich ergebenden Chancen ge-
antwortet worden ist. Während im
Ausland, neben einer auch, quanti-
tativ moderaten Tarifpolitik, vor al-
lem die Möglichkeiten zur struktu-
rellen Flexibilisierung und Differen-
zierung der Lohnfindungsprozesse
als Anwort auf, die durch Glo-
balisierung und Währungsunion
veränderten Wettbewerbsbedin-
gungen den eigentlichen Kern der
Bündnisgespräche gebildet ha-
ben, besteht das bisherige Defizit
bei den deutschen Bündnisge-
sprächen darin, daß die Gewerk-
schaftsvertretungen wohl über al-
les andere, nur gerade darüber
nicht zu verhandeln bereit sind.

Es stellt sich deshalb die Frage,
ob ein Korporatismus, der primär
darauf gerichtet ist, durch Tarifpro-
tektionismus (Arbeitnehmerent-
sendegesetz, -Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung) sowie durch
Kostenumverteilungsprogramme
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zu Lasten der Sozialbereiche (Ar-
beitslosen- und Rentenversiche-
rung, Sozialhilfe) ein Durchschla-
gen der von dem veränderten
Standortwettbewerb ausgelösten
Marktkräfte auf die nationalen Ar-
beitsmärkte zu verhindern, auf
Dauer überhaupt erfolgreich sein
kann.

Herausforderungen der
Globalisierung

Für eine Beantwortung dieser
Frage sollte man der Versuchung
widerstehen, den heute oftmals als
Mode- und durchaus auch als
Drohbegriff und Aufhänger zur
Durchsetzung ideologisch vorge-
prägter Politikvorstellungen miß-
brauchten Begriff der Globalisie-
rung überzustrapazieren. Globali-
sierung im Sinne beschleunigter
weltwirtschaftlicher Integration ist
durchaus kein neuartiges Phäno-
men, sondern es hat auch zu weit
zurückliegenden- Zeiten, so zum
Beispiel bei der Entdeckung Ame-
rikas sowie im Zeitalter des Kolo-
nialismus und mit dem Beginn der
Industrialisierung, bereits durch-
aus vergleichbare Integrations-
schübe gegeben. Zudem hat Glo-
balisierung im wortwörtlichen
Sinne bislang kaum stattgefunden,
empirisch nachweisbar ist viel-
mehr die zunehmende Regionali-
sierung eines stetig wachsenden
Welthandels, und dieser findet im-
mer noch ganz überwiegend zwi-
schen Industrieländern statt.

Von einem im wirklichen Sinne
globalen Zusammenwachsen der
Austauschbeziehungen zu einem
Weltgesamtmarkt .kann vorläufig
zumindest nur insoweit die Rede
sein, wie man sich auf die etablier-
ten Industrienationen und auf die
Weltfinanzmärkte bezieht. Hier
sind allerdings bereits deutliche
Veränderungen zu spüren. Institu-
tionelle Reformen haben durch
Deregulierung und Öffnung der na-

tionalen Kapitalmärkte im Zusam-
menwirken mit' der enormen Be-
schleunigung des bargeldlosen
Kapitalverkehrs durch die von der
Mikroelektronik geschaffenen tech-
nischen Möglichkeiten dazu ge-
führt, daß die ausländischen
Direktinvestitionen zum eigentli-
chen Antrieb und Richtungsfaktor
der Globalisierungsprozesse ge-
worden sind. Die daraus resultie-
rende Volatilität des internationa-
len. Finanzkapitals bestimmt in der
Tat zunehmend über die Ge-
staltungsräume der nationalen Po-
litik. Damit ist zwar, wie Herbert
Giersch es einmal ausgedrückt
hat, nicht das Ende der Wirt-
schaftspolitik gekommen, wohl
aber wäre eine Politik rasch am
Ende, die sich den von den Markt-
kräften ausgelösten Allokations-
prozessen dauerhaft entgegen-
stemmen wollte.

Obsoleszenz der
sozialistischen Alternative

Neben der gestiegenen Finanz-
volatilität ist für die heutigen Glo-
balisierungsprozesse aber auch
entscheidend, daß sie ihre Dyna-
mik aus einem Ursachenkonglo-
merat ableiten, das ihnen sowohl
in quantitativer als auch in qualita-
tiver Hinsicht eine besondere,
wenn nicht sogar unwiderstehliche
Durchschlagskraft verjeiht. Auch
wenn Globalisierung zumeist als
ein wirtschaftliches Phänomen be-
trachtet wird, so hat sie doch auch
eine politische Dimension, die kei-
neswegs unterschätzt werden soll-
te. Der sie begleitende Niedergang
des „Realsozialismus" hat ja nicht
nur zum Fall der Mauer und des
Eisernen Vorhangs geführt, son-
dern vielmehr ist damit auch das
sozialistische Alternativparadigma
zur Entwicklung von Wirtschaft
und Gesellschaft weitgehend ent-
wertet worden. Marktwirtschaft
und das westliche Demokratie-
modell haben einen Siegeszug

zum weltweit unangefochtenen
Orientierungsmuster politischer
Gestaltung angetreten.

Dies hat nicht nur weitgehende
Konsequenzen für den System-
wettbewerb, der damit zu einem
Wettbewerb zwischen marktwirt-
schaftlichen Ordnungsentwürfen
geworden ist, sondern auch das
Drohen mit sozialistischen Alter-
nativlösungen hat dadurch an
praktischer Bedeutung verloren.
Damit ist aber eine wesentliche
Begründung für die Einbeziehung
der Gewerkschaften in eine korpo-
ratistische Politikformulierung weg-
gefallen, hatte sich diese doch
häufig daraus abgeleitet, zumal die
radikalen Gewerkschaften auf die-
sem Wege vom marxistischen
Klassenkampf und von Verstaat-
lichungsforderungen abzubringen.
Die Notwendigkeit hierzu ist nun
kaum noch gegeben. Gewerk-
schaften sind zu Interessen ver-
bänden wie andere auch gewor-
den und werden zunehmend als
Hemmschuh marktwirtschaftlicher
Reformen - und ungleich weniger
als Triebkraft sozialen Fortschritts
- wahrgenommen.

Wachsende soziale
Ungleichheit

Neben der Dominanz des
marktwirtschaftlichen Paradigmas
scheint ein weiteres Phänomen mit
der Globalisierung einherzugehen,
das durchaus zu ihrer politischen
Achillesferse werden - könnte.
Offenbar scheint die gestiegene
Finanzvolatilität zu einer zumin-
dest tendenziellen Überlegenheit
der Kapitalinteressen gegenüber
anderen Interessen, wie zum Bei-
spiel derjenigen der Beschäftigten,
zu führen. Jedenfalls befindet sich
die Durchsetzungsfähigkeit ge-
werkschaftlicher Interessenvertre-
tung weltweit auf einem stetigen
Rückzug, der offenbar bis zur
praktischen Bedeutungslosigkeit
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führen kann. Es ist nun sehr die
Frage, ob diese so offensichtlich
gewordene Überlegenheit des
Faktors Kapital über den Faktor
Arbeit oder, anders gesprochen,
der Beachtung von Shareholder
values gegenüber den Stakeholder
values nicht eines Tages zu poli-
tisch inakzeptablen Ergebnissen
hinsichtlich der Vermögensvertei-
lung und der Partizipationschan-
cen führt, wie überhaupt die Frage
der Legitimierung einer primär
vom Bereicherungsstreben ge-
steuerten Gesellschaft durchaus
noch nicht abschließend beant-
wortet worden ist.

Es gibt aber noch einen weite-
ren Faktor, der diese Frage we-
sentlich beeinflussen wird. Die
weltweite Jagd nach Renditen
führt zu einem beständigen Ratio-
nalisierungsdruck, um die Kosten
zu senken und so die Gewinner-
wartungen zu erfüllen. Der damit
einhergehende steigende An-
spruch an die Arbeitsproduktivität
der Beschäftigten bewirkt, daß
sich die Einkommen nach der be-
ruflichen Qualifizierung immer
stärker auseinanderentwickeln. Da
zugleich die Arbeitsplätze niedri-
ger Produktivität zunehmend weg-
fallen bzw. ihr Erhalt von Lohnkon-
zessionen abhängig gemacht wird,
verstärkt sich die Dualisierung der
Erwerbsgesellschaft in diejenigen,
die noch in der Lage sind, dem
Rationalisierungsdruck durch Wei-
terqualifizierung zu begegnen, und
diejenigen, denen dies nicht mehr
möglich sein wird. Dies wirft die
Frage auf, bis zu welchem Maße
eine Gesellschaft bereit ist, die
sich daraus entwickelnden Un-
gleichheiten hinzunehmen. Wie
Meinungsumfragen zeigen, schei-
nen zum Beispiel zwischen Deut-
schen aus den alten und aus den
neuen Bundesländern in dieser
Hinsicht große Akzeptanzunter-
schiede zu bestehen.

Verschärft wird die Verteilungs-
problematik noch durch die von
der Finanzvolatilität und den sich
herausbildenden transnationalen
Produktionsverflechtungen verur-
sachten Schwierigkeiten des Staa-
tes bei der fiskalischen Erfassung
von Vermögen und Unternehmens-
gewinnen. Wie das Beispiel der
sogenannten Ökosteuer zeigt,
wächst damit der Zwang, die
Staatsausgaben zu kürzen oder zu
ihrer Finanzierung auf Steuerquel-
len zurückzugreifen, die weniger
„fahnenflüchtig" sind. Dies bedeu-
tet eine Zunahme der Verbrauch-
steuern, die bekanntlich regressiv
wirken und also die unteren und
mittleren Einkommensschichten
stärker belasten.

Dies alles geschieht vor dem
Hintergrund persistierender Mas-
senarbeitslosigkeit und allfälliger
Kürzungen im Sozialbereich. Un-
abhängig davon, wie man als Po-
litiker oder Wissenschaftler zu
dem Begriff Soziale Gerechtigkeit
stehen mag, er ist jedenfalls nicht
ohne Grund auf die politische
Agenda gekommen. Es wäre ein
Irrglaube anzunehmen, es genüge
schon, auf die funktionale Überle-
genheit der Marktwirtschaft zu
verweisen, um ihr damit bereits
auch politische Legitimation zu
verleihen. Wenn sich die überlege-
ne Effizienz marktwirtschaftlicher
Koordinierung für die Bevölke-
rungsmehrheit nicht in wirtschaftli-
chen und sozialen Verbesserungen
ihrer Alltagsbefindlichkeit auswirkt,
so wird die politische Zustimmung
dahinschwinden.

Nur Modernisierungskoalitionen
haben eine Zukunft

Für eine abschließende Beurtei-
lung der mit dem Thema ange-
schnittenen Frage, ob Korpora-
tismus im Globalisierungszeitalter
noch eine Zukunft haben könnte,
wäre somit zunächst mit der Ge-
genfrage zu antworten, welche Art

von Korporatismus denn damit ge-
meint ist. Ein Korporatismus, der
nach den bisherigen Erfahrungen
vorrangig dazu dient, daß die oh-
nehin schon mächtigen Interes-
sengruppen ihre Eigenverantwort-
lichkeiten verwischen und Verein-
barungen zu Lasten Dritter ab-
schließen, zumal sie sich darauf
am leichtesten einigen können
werden, sollte in einer auf Ge-
waltenteilung und Machtbalance
beruhenden demokratischen Ge-
sellschaftsordnung tatsächlich kei-
ne Zukunft haben. Allerdings
könnte es sich erweisen, daß die
mit zunehmender Globalisierung
einhergehende Renaissance^ des
Wettbewerbskapitalismus schon in
naher Zukunft zu einem Regulie-
rungsbedarf führt, der die national-
staatlichen Möglichkeiten über-
steigt und nur auf supra- und inter-
nationaler Ebene gedeckt werden
kann.

Ähnlich wie die wachsende Ein-
sieht in globale gegenseitige Ab-
hängigkeiten hinsichtlich der Kon-
fliktregulierung, aber auch bei der
Bewältigung internationaler Finanz-
krisen sowie Naturkatastrophen
bereits zu einer bemerkenswerten
Zusammenarbeit sehr unterschied-
licher Institutionen geführt hat,
könnte dieser sich abzeichnende
Multilateralismus auf nationaler
Ebene durch Instrumente korpora-
tistischer Verhaltensabstimmung
abgestützt werden. Dies ist inner-
halb der Europäischen Gemein-
schaft bereits der Fall. Und schließ-
lich könnte der Korporatismus, be-
zogen auf Deutschland, dann eine
zweite Chance bekommen, wenn
es durch ihn gelänge, die staatli-
che Regulierungskompetenz durch
Senkung von Transaktionskosten
zu erhöhen, um so die gegen-
wärtig vielerorts zu beklagende
Reformträgheit der bundesrepubli-
kanischen Gesellschaft zu über-
winden. Aufgaben gäbe es für der-
artige Modernisierungskoalitionen
genug.
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